
schaftsplanung auch eine zonale Gesetzgebung erforderlich ist, darüber 
kann kein Zweifel bestehen.

Was die äußere Form der neuen Gesetze anlangt, so ist heute im 
Hinblick auf die Verschärfung des vom Gegner geführten Klassen­
kampfes aus den bereits angeführten Gründen notwendig, den Tatbe­
stand ebenso wie den Strafrahmen weit zu fassen. Und noch eins sollte 
beachtet werden: Die Sprache des Gesetzgebers muß angesichts der 
volkserzieherischen Aufgaben der Strafjustiz so sein, daß sie im ganzen 
Volk verstanden wird. Die früheren Gesetze wandten sich in erster 
Linie an Juristen und pflegten eine Sprache, die nur von geschulten 
Akademikern verstanden wurde und selbst von diesen nicht immer. 
Unsere heutigen Gesetze müssen — auf die Gefahr hin, an Prägnanz 
etwas zu verlieren — eine allen Schichten des Volkes verständliche 
Sprache reden. Es ist durchaus nichts dagegen einzuwenden, einen 
Schieber einen „Schieber“ zu nennen und einen Spekulanten einen 
„Spekulanten“.

„Rechtsprechung im  Sinne sozialer Gerechtigkeit"

Wenn wir uns auf weiten Gebieten noch der alten Gesetzgebung 
bedienen müssen, so bedeutet das keineswegs, daß wir die alte reaktio­
näre Rechtsprechung übernehmen müßten; wir sind durchaus berech­
tigt und sogar verpflichtet, bei der Rechtsprechung den neuen gesell­
schaftlichen Bedürfnissen im weitesten Maße Rechnung zu tragen. Die 
Landesverfassungen der sowjetisch besetzten Zone, die geltendes Recht 
schaffen, besagen in fast wörtlicher Übereinstimmung:

„Die Rechtsprechung wird nach Maßgabe der Gesetze... im Sinne sozialer
Gerechtigkeit ausgeübt.. ,“L

Dies bedeutet nicht nur individuell ausgleichende Gerechtigkeit, be­
deutet nicht nur, den wirtschaftlich Benachteiligten einen größeren 
Schutz angedeihen zu lassen, sondern hat vor allen Dingen den Sinn, 
gesellschaftliche Gerechtigkeit zu üben, d. h. eine Gerechtigkeit, die 
den gesellschaftlichen Zielen der antifaschistisch-demokratischen Ord­
nung dient. Sozial kommt von dem Wort „societas“, d. h. Gesellschaft.
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1 Vgl. z. B. Art. 61 der sächsischen Verfassung.


